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betreffenden Orts zu vermerken , daß den Hinterbliebenen nach
den geſetzlichen Beſtimmungen keinerlei Anſpruch auf Ver⸗

ſorgungsgehalt aus der Badiſchen Staatskaſſe zuſteht .
Den Dienſtſtellen wird es zur Pflicht gemacht , den Hinter⸗

bliebenen der ihnen unterſtellt geweſenen Beamten , Bedienſte⸗
ten und Arbeitern zur Erlangung der Verſorgungsgebührniſſe
mit Rat und Tat behilflich zu ſein .

Nr . M 11. 109/1915 . Nr . 11. Nach der Beſtimmung der Ver⸗

fügung Nr . 2b 1 a, Nachrichtenblatt 139/1914 , lfde . Nr . 18 , letzter
Abſatz , Seite 816/17 , haben nur die Angehörigen ſolcher Arbeiter ,
die infolge ihrer Verwendung als freiwillige Kriegskrankenpfle⸗
ger aus dem Eiſenbahndienſt ausgeſchieden und ausſchließlich im

Sanitätsdienſt der Militärverwaltung oder des Roten Kreuzes
beſchäftigt ſind , die Beihilfe nach Abſatz 4 a bis k der genannten
Verfügung Seite 815 zu erhalten . Zur Erlangung der Beihilfe
iſt die Vorlage einer Beſcheinigung der Militärverwaltung oder
der zuſtändigen Stelle des Roten Kreuzes , woraus erſichtlich iſt ,
daß ſie als freiwillige Kriegskrankenpfleger eingeſtellt ſind , er⸗
forderlich .

Arbeiter , die neben dem Sanitätsdienſt auch noch bei der
Eiſenbahnverwaltung Dienſt leiſten , haben für die Zeit der
Dienſtleiſtung bei der Eiſenbahnverwaltung die hierauf entfal⸗
lende regelmäßige Vergütung zu erhalten .

Zum Eintritt als freiwilliger Krankenträger iſt die Geneh —
migung der Generaldirektion erforderlich .

Mlitärdienſt , hier Vehandlung der militätpflichtigen Zivilbedienſteten
im Falle der Einberufung zum militürdienſt

Miniſterium der Finanzen , Nr . 3146 vom 12. 4. 15.

Ausführung des § 66 des Reichsmilitärgeſetzes . NBl 47/1915 . Nr . 3.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben mit Aller⸗
höchſter Staatsminiſterialentſchließung d. 4. Karlsruhe , den
3. April 1915 , Nr . 288 , gnädigſt geruht ,

1I.. zum Vollzug der Beſtimmung unter 1 Ziffer 3 Ab⸗
ſatz 4 der landesherrlichen Verordnung vom 28 . November
1889 , die Ausführung des § 66 des Reichsmilitärgeſetzes be⸗
treffend ( Geſetzes - und Verordnungsblatt Seite 457 ) folgendes zu
beſtimmen :

„ Beamten , die für die Dauer des Krieges mit immobi⸗
len oberen Beamtenſtellen der Militärverwaltung
wirklich beliehen werden und die in dieſer Verwendung
als Beſoldung das niedrigſte Friedenseinkommen dieſer Stellen
und außerdem eine Kriegszulage , dieſe beſtehend

a) in drei Zwanzigſtel des Höchſtgehalts der verliehenen
Stelle bei Verwendung am bisherigen Wohnort ,

b) in dem ermäßigten Tagegeld nach dem für die verliehene
Stelle zuſtändigen Satze bei Verwendung außerhalb des
bisherigen Wohnorts ,



erhalten , iſt dieſe Kriegszulage nach 1 Ziffer 8 letzter Abſatz der

Ausführungsbeſtimmungen auf das Zivildienſteinkommen nicht

anzurechnen ; dagegen iſt das übrige Militäreinkommen mit ſei⸗

nem ganzen Betrage auf das Zivildienſteinkommen — unter

Wahrung des Mindeſteinkommens von 3 600 / beim Zutreffen

der Ziffer 3 Abſatz 2 der Ausführungsbeſtimmungen — anäu⸗

rechnen . Iſt das übrige Militäreinkommen höher als das Zivil⸗

dienſteinkommen , ſo verbleiht der überſchießende Betrag dem Be⸗

amten .
Werden Beamte für die Dauer des Krieges mit Stellen

unterer Beamten der Militärverwaltung wirklich be⸗

liehen , ſo findet eine Anrechnung ihres Militäreinkommens auf

das Zivildienſteinkommen überhaupt nicht ſtatt .

Bei Beamten , die die Beſoldung eines oberen Beamten der

Militärverwaltung in mobilen Stellen beziehen , iſt nach wie

vor nach den Beſtimmungen unter 1 Ziffer 3 Abſatz 1 und 2 zu

verfahren .
Bei Beamten , die in der Eigenſchaft von Mannſ chaften

( Unteroffizieren ) als Beamten⸗Stellvertreter mit

den für dieſe zuſtändigen Bezügen verwendet werden , findet

—ebenſo wie bei den Offizierſtellbertretern — eine Anrechnung

der Kriegsbeſoldung auf das Zivildienſteinkommen nicht ſtatt ,

gleichviel ob die Verwendung bei mobilen oder immobilen For⸗

mationen erfolgt .

Ob eine immobile Beamtenſtelle der Militärverwaltung als

wirklich verliehen zu betrachten iſt , darüber müſſen die Mittei —

lungen der Militärbehörden an die Zivilbehörden ( ogl . 1 Ziffer 7

der Ausführungsbeſtimmungen ) Auskunft geben .

Die vorſtehenden Beſtimmungen zu Ziffer 3 Abſatz 4 treten

am 1. März 1915 in Wirkſamkeit “ .
2. Zu genehmigen , daß zur Bewilligung von Beihilfen an nicht⸗

etatmäßige Beamte und Lehrer , die infolge des Krieges über die

geſetzliche Friedensdienſtzeit hinaus im Militärdienſte zurück⸗
gehalten werden , die Summe von 50 000 / zu Laſten des in

Artikel 1 Abſatz 1 des Geſetzes vom 9. Februar 1915 bewilligten

Kredits von 35 Millionen Mark bereitgeſtellt wird .

Zum Vollzug der Beſtimmung unter Ziffer 2 — Beihilfen

betreffend — wird bemerkt :

Ein Bedürfnis , den hier in Betracht kommenden nichtetat⸗

mäßigen Beamten nach Ablauf der Friedensdienſtzeit Beihilfen

zu gewähren , wird nur inſoweit anzuerkennen ſein , als ihnen

durch die längere Zurückbehaltung im Heeresdienſt beſondere

Koſten erwachſen ſind oder erwachſen , die ſie aus eigenen Mitteln

oder aus den Militärbezügen nicht beſtreiten können , oder als An⸗

gehörige vorhanden ſind , die von dem einberufenen Beamten vor⸗

her ganz oder in der Hauptſache unterhalten wurden .

Vorausgeſetzt iſt dabei zunächſt , daß der im Heeresdienſt zu⸗

rückgehaltene nichtetatmäßige Beamte ſchon im Zeitpunkt ſeiner

Einberufung zum Militärdienſt ſtändig gegen Entgelt verwendet
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war und ſicher iſt , daß er nach erfüllter Militärpflicht beim Wie⸗
dereintritt in den Zivildienſt alsbald eine bezahlte Stelle erhal⸗
ten hätte .

Von einer beſtimmten Umgrenzung der Höhe der Beihilfen
wird in Anbetracht der Verſchiedenheit der zu berückſichtigenden
Verhältniſſe vorerſt abgeſehen . Es bleibt vorbehalten , hierüber
Beſtimmungen zu erlaſſen , wenn dies nach den zu machenden
Erfahrungen tunlich und zweckmäßig erſcheint .

Bis auf weiteres ſind uns ſämtliche Beihilfengeſuche dieſer
Art zur Entſchließung vorzulegen . Die bewilligten Beträge wer⸗
den von hier aus zur Zahlung durch die Landeshauptkaſſe ange⸗
wieſen und unter einem beſonderen Abſchnitt des Etats des

als außerordentliche Ausgaben verrechnet
werden .

Die Geſuche ſollen bei der Generaldirektion eingereicht und
von ihr nach erfolgter Prüfung und ſoweit nötig Vervollſtän⸗
digung mit entſprechendem Antrag uns vorgelegt werden . In
der Vorlage müſſen die zur Begrüdung des Geſuchs dienlichen
Angaben und Nachweiſe enthalten ſein . Handelt es ſich um eine

Beihilfe zum Unterhalt von Angehörigen ſo ſind Angaben nötig :
1. über die Familien - , Vermögens⸗ und Einkommensver⸗

hältniſſe des Beamten und der von ihm unterhaltenen
Angehörigen ,

2. darüber , ob der Beamte zum Unterhalt der Angehörigen
ſchon zur Zeit ſeiner Einberufung zum Militärdienſte
beigetragen hat , zutreffendenfalls in welcher Weiſe und
mit welchen Beträgen , oder ob das Unterhaltsbedürfnis
erſt während der Ableiſtung des Militärdienſtes einge⸗
treten iſt ,

3. ob die Angehörigen etwa ſeit dem Ablauf der geſetzlichen
Friedensdienſtzeit des Beamten reichsgeſetzliche Familien⸗

unterſtützung beziehen , gegebenenfalls in welchen Be —

trägen .
Die militäriſche Stellung des Beamten und die ihm hieraus

zufließenden Gebührniſſe ſind ebenfalls in Rückſicht zu ziehen
und deshalb in der Vorlage anzugeben . Bezieht der Beamte die

Beſoldung eines Offiziers oder oberen Beamten der Militärver⸗

waltung , ſo würde die Zivildienſtvergütung , wenn ſie bezahlt
würde , wohl in den meiſten Fällen infolge der Anrechnung der

Kriegsbeſoldung ganz weggefallen ſein und es wird ſomit auch
kein Anlaß vorliegen , in ſolchen Fällen eine Beihilfe zu ge⸗
währen .

Es iſt beabſichtigt , die Beihilfen , ſoweit fortlaufende Be⸗

willigungen in Frage kommen , in Monatsbeträgen feſtzuſetzen
und ſie auf den gleichen Zeitpunkt wie die ſtändigen Vergütun⸗
gen der nichtetatmäßigen Beamten zu zahlen .

Die Bewilligung ſoll nur für die Dauer des Bedürfniſſes
gelten und jederzeit widerruflich ſein .

Es ſoll nicht ausgeſchloſſen ſein , im Falle des Bedürfniſſes
die Beihilfen auch für die zurückliegende Zeit mit Wir⸗
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kung von dem Tage an zu bewilligen , auf den der Beamte nach

Ablauf der Friedensdienſtzeit eine bezahlte Stelle im Zivildienſt

hätte erhalten können .

( gez . ) Rheinboldt .

Schlußbeſtimmung .

1. Die Ordnung der Bezüge nach Ziffer 1 der landesherr⸗

lichen Verordnung erfolgt bei der Generaldirektion . Die erfor⸗

derlichen Erhebungen bei den Militärbehörden werden vom Zen⸗

tralbureau der Generaldirektion gemacht.
2. Die Verſtändigung der Beamten , die in Erfüllung ihrer

aktiven Militärdienſtpflicht über die geſetzliche Friedensdienſtzeit
hinaus im Heeresdienſt zurückgehalten worden ſind und weiterhin

zurückgehalten werden , geſchieht durch das Zentralbureau .

X Grundſätze über die Perwendung von Kriegsinvaliden (unteroffiziere
Ind Mannſchaften) im badiſchen ötaatsdienſt

NBl Nr . 98 v. 15. 9. 15 ( Nr . 8) .

1. Bei Beſetzung aller für Kriegsinvalide geeigneten Stellen

im badiſchen Staatsdienſt ſollen , ſoweit die Anſtellungsgrundſätze
des Bundesrates für die Beſetzung der mittleren , Kanzlei - und

Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern und Inhabern des

Anſtellungsſcheins oder dienſtliche Rückſichten nicht entgegen⸗

ſtehen , Kriegsinvalide vor andern Bewerbern den Vorzug haben .

Bei ſonſt gleichen Vorausſetzungen werden Bewerber , die die

badiſche Staatsangehörigkeit durch Abſtammung beſitzen oder vor

ihrer Einberufung zum Heeresdienſt ihren dauernden Wohnſitz
in Baden hatten , vor anderen Bewerbern berückſichtigt .

2. Für Stellen , die nur zu einem beſtimmten Teil den Zivil⸗

verſorgungsberechtigten vorbehalten ſind , ſollen , ſoweit es dem

dienſtlichen Intereſſe nicht widerſpricht , Kriegsinvalide mit

Zivilverſorgungsanſpruch über das feſtgeſetzte Anteilsverhältnis

hinaus angenommen werden .

3. Bei Beſetzung einer jeden den Inhabern des Zivilverſor⸗

gungs⸗ und Anſtellungsſcheins bisher nicht vorbehaltenen Stelle

ſoll geprüft werden , ob ſie ſich nicht für einen Kriegsinvaliden
eignet ; auch werden ſich die in Betracht kommenden Verwaltungen

bemühen , nötigenfalls durch Anderung der Geſchäftseinteilung ,

ſoweit dies ohne erheblichen Nachteil für den Dienſt und ohne

finanziellen Mehraufwand angeht , für Kriegsinvaliden geeignete

Stellen zu ſchaffen .
4. Hinſichtlich der Altersgrenze für den Eintritt in den Dienſt

und der körperlichen Anforderungen wird bei der Einſtellung von

Kriegsinvaliden Nachſicht geübt werden , ſoweit daraus keine

Nachteile für den Dienſt und den Bewerber zu erwarten ſind .

5. Bei der Beſetzung von freien Stellen wird ſich die Staats⸗

verwaltung , ſoweit als möglich , der vom Badiſchen Landesaus⸗

ſchuß für Kriegsinvalidenfürſorge geſchaffenen Arbeitsnachweiſe

für Kriegsinvalide bedienen .
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